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1. Instanz

Aktenzeichen S 11 RJ 170/02
Datum 24.06.2003

2. Instanz

Aktenzeichen L 19 R 424/03
Datum 16.03.2005

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung der KlÃ¤gerin gegen das Urteil des Sozialgerichts NÃ¼rnberg vom
24.06.2003 wird zurÃ¼ckgewiesen.
II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Zwischen den Beteiligten ist die Bewilligung von Leistungen wegen teilweiser
Erwerbsminderung bei BerufsunfÃ¤higkeit (BU) streitig.

Die 1947 geborene KlÃ¤gerin war Ã¼berwiegend in ihrem erlernten Beruf als
Krankenschwester versicherungspflichtig beschÃ¤ftigt, zuletzt vom 15.04.1993 bis
31.12.1995 als Gemeindeschwester und nochmals kurzfristig vom 01.10. bis
14.11.1996 als Krankenschwester. Ab 01.09.1998 ist sie als Mittags-
SchÃ¼lerbetreuerin â�� geringfÃ¼gig â�� beschÃ¤ftigt.

Wegen der GesundheitsstÃ¶rungen Klebsiella-Infekt (die Anerkennung als
Berufskrankheit wurde mit bindendem Bescheid der BG fÃ¼r Gesundheit und
Wohlfahrtspflege vom 19.11.1997 abgelehnt) und spinales Meningeom (Operation
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am 07.03.2000) beantragte die KlÃ¤gerin am 16.06.2001 die GewÃ¤hrung von
Rente wegen verminderter ErwerbsfÃ¤higkeit. Die Beklagte veranlasste eine
Begutachtung durch den Sozialmediziner Dr.H. , der im Gutachten vom 13.08.2001
vollschichtige TÃ¤tigkeiten fÃ¼r zumutbar hielt; zu vermeiden seien TÃ¤tigkeiten
mit schwerem Heben und Tragen, Zwangshaltungen der WirbelsÃ¤ule sowie
Arbeiten unter hohem Zeitdruck. Als Krankenschwester sei sie noch drei bis vier
Stunden tÃ¤glich einsetzbar, als Mittags-Betreuerin weiterhin vollschichtig. Mit
Bescheid vom 21.08.2001 lehnte die Beklagte Rentenleistungen wegen des Fehlens
der versicherungsrechtlichen Voraussetzungen ab, nachdem die erforderliche
Beitragsdichte nicht gegeben sei.

WÃ¤hrend des Vorverfahrens gelangte die Beklagte im Anschluss an das Gutachten
des Internisten Dr.S. vom 07.11.2001 zu der Auffassung, dass bei der KlÃ¤gerin die
UmstellungsfÃ¤higkeit bis 31.05.2003 aufgehoben sei, mittelfristig sei aber mit
einer Stabilisierungstendenz zu rechnen. Im Widerspruchsbescheid vom 20.02.2002
stellte die Beklagte eine vorÃ¼bergehende teilweise Erwerbsminderung bei BU vom
16.06.2001 bis 31.05.2003 fest. Ein Rentenanspruch bestehe jedoch nicht, weil die
hierfÃ¼r erforderlichen versicherungsrechtlichen Voraussetzungen nicht erfÃ¼llt
seien.

Im Klageverfahren hat die KlÃ¤gerin ebenso wie im Widerspruchsverfahren geltend
gemacht, die BU bestehe bei ihr schon ab Herbst 1996 (Klebsiella-Infektion).

Das Sozialgericht NÃ¼rnberg (SG) hat zunÃ¤chst Behandlungs- und Befundberichte
des Allgemeinarztes Dr.S. , der Neurologin Dr.M. , des Allgemeinarztes Dr.B. und die
Leistungsunterlagen des Arbeitsamtes E. zum Verfahren beigezogen.

Mit Urteil vom 24.06.2003 hat das SG die Klage â�� geltend gemacht wurde ein
Leistungsfall im Dezember 1999 â�� abgewiesen. Aus den Ã¼berzeugenden im
Vorverfahren von der Beklagten eingeholten Ã¤rztlichen
SachverstÃ¤ndigengutachten ergebe sich eine Einsetzbarkeit der KlÃ¤gerin auf dem
allgemeinen Arbeitsmarkt von mindestens 6 Stunden tÃ¤glich. Die Tatsache, dass
die KlÃ¤gerin mit diesem RestleistungsvermÃ¶gen (zumindest derzeit) nicht mehr
als Krankenschwester eingesetzt werden kÃ¶nne, begrÃ¼nde keinen
Leistungsanspruch auf Versichertenrente wegen teilweiser Erwerbsminderung bei
BU. Denn die fÃ¼r einen Rentenbezug erforderlichen Vorversicherungszeiten
lÃ¤gen nicht vor. Auch das SG gehe davon aus, dass die festgestellte
Leistungsminderung bei der KlÃ¤gerin erst ab 16.06.2001 erwiesen sei. Mangels
eruierbarer konkreter Nachweise Ã¼ber das AusmaÃ� der seinerzeit bestehenden
funktionellen BeeintrÃ¤chtigungen sei eine gesundheitsbedingte UnfÃ¤higkeit zur
AusÃ¼bung einer zumutbaren TÃ¤tigkeit in dem Berufsfeld einer
Krankenschwester, wo neben pflegerischen MaÃ�nahmen auch Einsatzbereiche in
der Abrechnung oder Patientenverwaltung oder Arztpraxen als
VerweisungstÃ¤tigkeiten in Betracht zu ziehen seien, bis Ende 1999 nicht
begrÃ¼ndbar. Unter BerÃ¼cksichtigung der im sozialgerichtlichen Verfahren
geltenden BeweislastgrundsÃ¤tze sei deshalb nicht zu beanstanden, dass die
Beklagte den Leistungsfall der BU erst mit der Rentenantragstellung als
nachgewiesen angesehen hat.
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Gegen dieses Urteil wendet sich die KlÃ¤gerin mit der Berufung und trÃ¤gt im
Wesentlichen vor, sie leide bereits seit 1998 unter schwerwiegenden
GesundheitsstÃ¶rungen infolge der Meningeom-Erkrankung an der
BrustwirbelsÃ¤ule. An diesem Zustand habe sich trotz der Operation nichts
gravierend geÃ¤ndert. Besonders zu berÃ¼cksichtigen seien die
auÃ�ergewÃ¶hnlichen psychischen GesundheitsbeeintrÃ¤chtigungen, unter denen
sie zusÃ¤tzlich zu leiden gehabt habe. Auch diese seien bereits im Jahre 1999
aufgetreten.

Der Senat hat zunÃ¤chst die Unterlagen der BG Gesundheitsdienst und
Wohlfahrtspflege, einen Befundbericht des Allgemeinmediziners Dr.B. , die
Leistungsunterlagen des Arbeitsamtes E. und den Heilverfahrens-
Entlassungsbericht der S.-Klinik Bad E. (Heilverfahren vom 28.03. bis 18.04.2000)
zum Verfahren beigenommen.

Der Neurologe und Psychiater Dr.B. hat das Gutachten vom 16.02.2004 erstellt, das
er durch die Stellungnahmen vom 13.05.2004 und vom 24.01.2005 noch ergÃ¤nzt
hat. Der SachverstÃ¤ndige gelangte zu dem Ergebnis, die KlÃ¤gerin kÃ¶nne noch 8
Stunden bei durchschnittlicher Belastung und den betriebsÃ¼blichen Pausen tÃ¤tig
sein. Nicht zumutbar seien TÃ¤tigkeiten mit stresshaften Arbeitsbedingungen, wie
Zeitdruck, Schicht- und Akkordarbeit und TÃ¤tigkeiten mit Absturzgefahr. Die
TÃ¤tigkeiten einer Krankenschwester und auch einer Gemeindeschwester seien
nicht mehr zumutbar seit Februar 2000.

Die KlÃ¤gerin beantragt, das Urteil des SG NÃ¼rnberg vom 24.06.2003 sowie den
Bescheid der Beklagten vom 21.08.2001 in der Gestalt des Widerspruchsbescheids
vom 20.02.2002 aufzuheben und die Beklagte zu verurteilen, ihr Rente wegen
teilweiser Erwerbsminderung bei BerufsunfÃ¤higkeit zu gewÃ¤hren.

Die Beklagte beantragt, die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Die Beklagte geht weiterhin von einem Leistungsfall der BU im Juni 2001 aus. Die
versicherungsrechtlichen Voraussetzungen seien, da im maÃ�geblichen
FÃ¼nfjahreszeitraum nur 24 Monate PflichtbeitrÃ¤ge entrichtet seien, letztmals im
Juni 2000 erfÃ¼llt. Weiter schlieÃ�t sich die Beklagte der Leistungsbeurteilung des
vom Senat gehÃ¶rten Ã¤rztlichen SachverstÃ¤ndigen Dr.B. an. Danach sei die
KlÃ¤gerin nicht berufsunfÃ¤hig, da sie zumutbar auf die TÃ¤tigkeit einer
Arzthelferin (auch Tierarzthelferin) bzw Gesundheitsberaterin verweisbar sei.

Wegen der Einzelheiten wird zur ErgÃ¤nzung des Tatbestands auf die vom Senat
beigezogenen Unterlagen sowie die Streitakten erster und zweiter Instanz und die
Verwaltungsunterlagen der Beklagten Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die form- und fristgerecht eingelegte Berufung ist zulÃ¤ssig (Â§Â§ 143 ff, 151 SGG),
in der Sache aber nicht begrÃ¼ndet.
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Auch der Senat ist zu der Ã�berzeugung gelangt, dass bei der KlÃ¤gerin teilweise
Erwerbsminderung bei BU nicht vorliegt. Das angefochtene Urteil des SG
NÃ¼rnberg vom 24.06.2003 und die diesem zugrundeliegenden Bescheide der
Beklagten vom 21.08.2001 und vom 20.02.2002 sind deshalb nicht zu beanstanden.

Teilweise erwerbsgemindert ist die Versicherte, die wegen Krankheit oder
Behinderung auf nicht absehbare Zeit auÃ�er Stande ist, unter den Ã¼blichen
Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarktes mindestens 6 Stunden tÃ¤glich
erwerbstÃ¤tig zu sein (Â§ 43 Abs 1 Satz 2 SGB VI in der ab 01.01.2001 geltenden
Fassung). Diese Voraussetzung ist bei der KlÃ¤gerin nicht erfÃ¼llt.

Das LeistungsvermÃ¶gen der KlÃ¤gerin ergibt sich aus den von der Beklagten
eingeholten Ã¤rztlichen SachverstÃ¤ndigengutachten und den AusfÃ¼hrungen des
vom Senat gehÃ¶rten Neurologen und Psychiaters Dr.B. im Gutachten vom
16.02.2004 und dessen ergÃ¤nzenden Stellungnahmen vom 13.05.2004 und vom
24.01.2005. Danach ist die ErwerbsfÃ¤higkeit der KlÃ¤gerin im Wesentlichen durch
folgende GesundheitsstÃ¶rungen eingeschrÃ¤nkt:

1. Dysthymia (leichten Grades seit Ende 2001, mittleren Grades seit Sommer 2003)

2. PersÃ¶nlichkeitsstÃ¶rung

3. Zustand nach Operation eines spinalen Meningeoms untere BrustwirbelsÃ¤ule
(leichte Restbeschwerden)

4. Spannungskopfschmerz (nur gelegentlich auftretend)

5. Hals- und LendenwirbelsÃ¤ulen-Wurzelreizsyndrom.

Im Vordergrund ihrer Beschwerden bestehen bei der KlÃ¤gerin die
GesundheitsstÃ¶rungen auf dem psychiatrischen und neurologischen Gebiet. Denn
insbesondere die frÃ¼her durchgemachte klebsielle Pneumonie oder -infektion ist
heute nur noch von sozialmedizinisch untergeordneter Bedeutung. So konnte Dr.F.
vom Gewerbeaufsichtsamt N. im Gutachten vom 20.08.1997, erstellt fÃ¼r die BG
Gesundheit und Wohlfahrtspflege, diese Diagnose einer klebsiellen Infektion nicht
bestÃ¤tigen. Im Ã�brigen heilt diese Erkrankung â�� insbesondere unter
adÃ¤quater Therapie â�� folgenlos aus.

Zwar wurde im MÃ¤rz 2000 Ã¼ber eine Laminektomie BWK 11 und BWK 12 ein
spinales Meningeom entfernt. Ansonsten besteht an der WirbelsÃ¤ule eine geringe
Fehlhaltung, an der BrustwirbelsÃ¤ule und LendenwirbelsÃ¤ule liegen Scheuermann-
Residuen vor. Dagegen sind wesentliche degenerative VerÃ¤nderungen nicht
festzustellen. Auch an der HalswirbelsÃ¤ule bestehen keine wesentlichen
degenerativen VerÃ¤nderungen. Insgesamt ergibt sich nach der Beurteilung aller
bisher gehÃ¶rten Ã¤rztlichen SachverstÃ¤ndigen aus orthopÃ¤discher bzw
chrirugischer Sicht noch ein wenigstens 6-stÃ¼ndiges EinsatzvermÃ¶gen fÃ¼r
leichte kÃ¶rperliche Arbeiten.
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Auch die GesundheitsstÃ¶rungen auf dem psychiatrischen und neurologischen
Gebiet (Dysthymia und PersÃ¶nlichkeitsstÃ¶rung) lassen noch wenigstens ein
6-stÃ¼ndiges tÃ¤gliches LeistungsvermÃ¶gen zu. Insoweit folgt der Senat den in
sich schlÃ¼ssigen AusfÃ¼hrungen des hierzu gehÃ¶rten Ã¤rztlichen
SachverstÃ¤ndigen Dr.B â�¦ Danach hat die neurologische Restsymptomatik bei
dem vom SachverstÃ¤ndigen angenommenen Leistungsprofil (keine schweren und
mittelschwere Arbeiten) keine besondere Bedeutung. BezÃ¼glich der psychischen
Situation merkt der Ã¤rztliche SachverstÃ¤ndige an, dass die
VerstimmungszustÃ¤nde und die vegetativen Begleitsymptome erst relativ spÃ¤t in
Erscheinung getreten sind. So wurde eine regulÃ¤re psychiatrische Behandlung erst
im Sommer 2003 durchgefÃ¼hrt, eine Verhaltenstherapie kam bisher noch nicht
zur Anwendung. Daraus resultieren die EinschrÃ¤nkungen, dass die KlÃ¤gerin nicht
mehr fÃ¼r mittelschwere und schwere kÃ¶rperliche TÃ¤tigkeiten einsetzbar ist und
dass stresshafte Arbeitsbedingugnen mit Zeitdruck, Schicht- und Akkordarbeit und
TÃ¤tigkeiten mit Absturzgefahr nicht mehr zumutbar sind. Bei Beachtung dieser
FunktionseinschrÃ¤nkungen sind der KlÃ¤gerin nach der Beurteilung aller bisher
gehÃ¶rten Ã¤rztlichen SachverstÃ¤ndigen noch kÃ¶rperlich leichte TÃ¤tigkeiten
wenigstens 6 Stunden zumutbar.

Aber auch im Hinblick auf diese FunktionseinschrÃ¤nkungen liegt bei der KlÃ¤gerin
BU nicht vor. Zwar ist die KlÃ¤gerin nach den AusfÃ¼hrungen von Dr.B. seit Februar
2000 nicht mehr in der Lage, die TÃ¤tigkeit einer Krankenschwester und
Gemeindeschwester auszuÃ¼ben. Dies zieht aber nicht automatisch den Eintritt
des Leistungsfalles der BU nach sich. Bei der Beurteilung, ob die gesetzlichen
Voraussetzungen fÃ¼r die GewÃ¤hrung von Rente wegen teilweiser
Erwerbsminderung bei BU gegeben sind, ist in der Regel vom bisherigen Beruf der
Versicherten auszugehen, d.h. von ihrer letzten versicherungspflichtigen und
versicherten BeschÃ¤ftigung oder TÃ¤tigkeit (BSGE 55, 45, 47 mwN). Im Sinne
dieser Rechtsprechung ist bisheriger Beruf der KlÃ¤gerin der der Krankenschwester,
den sie in dreijÃ¤hriger Ausbildungszeit erlernt und danach lÃ¤ngjÃ¤hrig mit
entsprechender Entlohnung ausgeÃ¼bt hat. Sie genieÃ�t damit Berufsschutz als
gelernte Krankenschwester. BerufsunfÃ¤hig ist aber nur, wer weder seine bisherige
TÃ¤tigkeit noch eine ihm sozial zumutbare VerweisungstÃ¤tigkeit ausÃ¼ben kann.
Insbesondere ist im Fall der KlÃ¤gerin nicht allein von der TÃ¤tigkeit einer
Krankenschwester im Pflegedient bzw von der TÃ¤tigkeit einer Gemeindeschwester
auszugehen.

Bisheriger Beruf ist zwar in der Regel die letzte versicherungspflichtige
BeschÃ¤ftigung oder TÃ¤tigkeit, von der auch bei nur kurzfristiger (z.B. wegen
Eintritts des Leistungsfalles beendeter) AusÃ¼bung auszugehen ist, wenn sie
zugleich die qualititativ hÃ¶chste im Berufsleben der Versicherten gewesen ist
(stÃ¤ndige Rechtsprechung des BSG, vgl BSG SozR 3-2200 Â§ 1246 Nr 49 mwN).
Die Zumutbarkeit einer VerweisungstÃ¤tigkeit beurteilt sich aber auch nach der
Wertigkeit des bisherigen Berufs. Zur Erleichterung dieser Beurteilung hat die
hÃ¶chstrichterliche Rechtsprechung ein Mehrstufenschema entwickelt, das die
BerufstÃ¤tigkeiten in (Qualitikations-)Gruppen unterteilt, die â�� von oben nach
unten â�� durch den Leitberuf des Vorarbeiters mit Vorgesetztenfunktion bzw des
besonders hochqualifizierten Facharbeiters, des Facharbeiters, des angelernten
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Arbeiters und des ungelernten Arbeiters charakterisiert werden (BSG SozR 3-2200
Â§ 1246 Nr 39 mwN). Der Gruppe mit dem Leitberuf des Facharbeiters ist
zuzuordnen, wer einen anerkannten Ausbildungsberuf mit regelmÃ¤Ã�ig mehr als
zweijÃ¤hriger Ausbildung erlernt und bisher ausgeÃ¼bt hat oder dessen
tarifvertragliche Einordnung in eine Lohn- bzw Gehaltsgruppe den Schluss zulÃ¤sst,
dass diese TÃ¤tigkeit als FacharbeitertÃ¤tigkeit zu qualifizieren ist. Die Einordnung
in eine bestimmte Gruppe des Mehrstufenschemas erfolgt nicht ausschlieÃ�lich
nach Folgen und Dauer einer fÃ¶rmlichen Berufsausbildung. Ausschlaggebend ist
vielmehr die QualitÃ¤t der verrichteten Arbeit (BSG SozR 3-2200 Â§ 1246 Nrn 27,
33). GrundsÃ¤tzlich darf ein Versicherter im Vergleich zu seinem bisherigen Beruf
auf TÃ¤tigkeiten der nÃ¤chstniedrigeren Gruppe des Mehrstufenschemas verwiesen
werden.

Bei Anlegung dieser MaÃ�stÃ¤be ergibt sich im Fall der KlÃ¤gerin folgendes: Die
KlÃ¤gerin ist als Facharbeiterin bzw Fachangestellte zu betrachten, nachdem sie in
ihrem erlernten Beruf bis 1996 versicherungspflichtig gearbeitet hat und auch als
solche entlohnt wurde. Dies ergibt sich aus den Leistungsunterlagen des
Arbeitsamtes E â�¦ BU liegt aber bei der KlÃ¤gerin dennoch nicht vor, da sie zur
Ã�berzeugung des Senats auf ihr noch objektiv und subjektiv zumutbare
TÃ¤tigkeiten verwiesen werden kann. Die KlÃ¤gerin ist mit dem von Dr.B.
beschriebenen LeistungsvermÃ¶gen durchaus noch in der Lage, TÃ¤tigkeiten als
Krankenschwester in einem Sanatorium oder Kurheim zu verrichten. Bei diesen
TÃ¤tigkeiten handelt es sich um leichte TÃ¤tigkeiten, die im Wechsel von Gehen,
Stehen und Sitzen verrichtet werden kÃ¶nnen und bei denen ein Heben und Tragen
von Lasten nur in AusnahmefÃ¤llen erforderlich ist. Insbesondere kommen hier die
im Rahmen einer TÃ¤tigkeit als Krankenschwester im Stationsdienst anfallenden
kÃ¶rperlich mittelschweren und schweren Arbeiten â�� etwa das Umbetten von
Patienten â�� in der Regel nicht vor. Das Hauptaufgabengebiet umfasst
organisatorische TÃ¤tigkeiten sowie Patientenschulungen, die Ã¼berwiegend im
Sitzen verrichtet werden kÃ¶nnten. Auch Notfallsituationen, in denen von der
Pflegekraft schweres Heben und Tragen durch Umlagerung bzw Heben und Tragen
von Patienten gefordert wird, treten in Sanatorien, Kurheimen und auch in einigen
Reha-Kliniken, in denen keine Anschlussheilbehandlungen durchgefÃ¼hrt werden,
in der Regel nicht bzw nur gelegentlich auf, wobei dann mehrere
KrankenpflegekrÃ¤fte anwesend sind und helfen und zugreifen kÃ¶nnen (vgl hierzu
Urteil des LSG Niedersachsen vom 14.10.1998 â�� L 1 RA 154/97 -). Auf solche
TÃ¤tigkeiten ist die KlÃ¤gerin auch nach der Rechtsprechung des BayLSG zumutbar
verweisbar (Urteile vom 15.05.2003 â�� L 14 RA 250/01 ZVW â�� und vom
19.02.2004 â�� L 14 RA 73/02 -). Bei der noch vollschichtigen EinsatzfÃ¤higkeit in
den genannten VerweisungstÃ¤tigkeiten ist es grundsÃ¤tzlich unerheblich, ob der
KlÃ¤gerin ein entsprechender Arbeitsplatz vermittelt werden kann. Das
Arbeitsplatzrisiko fÃ¤llt hier nicht in den Bereich der gesetzlichen
Rentenversicherung, sondern in den der Arbeitslosenversicherung. BU iS des
Gesetzes liegt daher bei der KlÃ¤gerin nicht vor mit der Folge, dass ihre Berufung
zurÃ¼ckzuweisen war.

Die Kostenentscheidung gemÃ¤Ã� Â§ 193 SGG beruht auf der ErwÃ¤gung, dass die
KlÃ¤gerin mit ihrer Berufung unterlegen war.
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GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision gemÃ¤Ã� Â§ 160 Abs 2 Nrn 1 und 2 SGG
sind nicht gegeben.

Erstellt am: 01.07.2005

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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